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MEDIENMITTEILUNG

NEUE CHANCE FÜR DAS OBLIGATORISCHE REFERENDUM FÜR VÖL-
KERRECHTLICHE VERTRÄGE MIT VERFASSUNGSRANG

Die Bundesversammlung — Das Schweizer Parlament 08.09.2023

Die Staatspolitische Kommission (SPK) des Ständerates erachtet es als wichtig
und möglich, in der Verfassung zu definieren, welche völkerrechtlichen Verträ-
ge dem obligatorischen Referendum unterstellt werden sollen. Die Kommissi-
on hält deshalb an der entsprechenden Vorlage für eine Verfassungsänderung
fest, zeigt sich aber für neue Formulierungen offen.

In der vergangenen Herbstsession hat der Ständerat mit 27 zu 12 Stimmen einer Änderung der Bun-
desverfassung zugestimmt, wonach völkerrechtliche Verträge, die Bestimmungen von Verfassungs-
rang enthalten oder deren Umsetzung die Änderung der Bundesverfassung erfordert, Volk und Stän-

den obligatorisch zur Abstimmung unterbreitet werden müssen ( 20.016  s Obligatorisches Refe-

rendum für völkerrechtliche Verträge. Änderung von Artikel 140 der Bundesverfassung).

Der Nationalrat ist jedoch im Mai dieses Jahres mit 140 zu 50 Stimmen nicht auf die Vorlage
eingetreten mit der Begründung, dass keine hinreichend klare Definition gefunden werden konnte,
welche Verträge dem Referendum zu unterstellen seien.

Die SPK des Ständerates hat nun mit 9 zu 2 Stimmen bei einer Enthaltung beschlossen, an der Vorla-
ge festzuhalten. Ihrer Ansicht nach sei es am Verfassungsgeber zu bestimmen, nach welchen Grund-
sätzen ihm völkerrechtliche Verträge zur Abstimmung unterbreitet werden. Die Vorlage stärke somit
die Demokratie, die Rechtstaatlichkeit sowie die Legitimation internationaler Verträge. Die Kommis-
sion zeigt sich auch offen, in einer Detailberatung auch andere Formulierungen zu prüfen, namentlich
eine Generalklausel. Hierfür könnte z.B. der im Jahre 2010 von Bundesrat und Nationalrat als mögli-
cher Gegenentwurf zur Volksinitiative «Staatsverträge vors Volk» gutgeheissene Vorschlag einen
wertvollen Anhaltspunkt bieten.

Die Minderheit zweifelt daran, dass eine geeignete Formulierung gefunden werden kann, und lehnt
das Anliegen deshalb ab.

Neue Chance für das obligatorische Referendum für völkerrechtliche ... https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-spk-s-2021-06-25.aspx

1 von 3 08.09.2023, 11:41

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200016
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200016
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200016
https://www.parlament.ch/de/


NEIN ZU NEUN MITGLIEDERN DES BUNDESRATES

Am 15. April 2021 hat sich die SPK des Nationalrates für eine parlamentarische Initiative von Natio-

nalrätin Nadine Masshardt (S, BE) ( 19.503  Konkordanz stärken mit neun Bundesratsmitgliedern)

ausgesprochen, wonach der Bundesrat aus neun Mitgliedern bestehen soll. Dieses Anliegen fand in
der SPK des Ständerates mit 7 zu 3 Stimmen und 2 Enthaltungen keine Mehrheit. Die Kommission
stellt fest, dass die Frage erst vor fünf Jahren umfassend behandelt und eine Vorlage ausgearbeitet
worden ist, die hernach keine Mehrheiten fand. Im Gegensatz zur nationalrätlichen Kommission steht
für die SPK des Ständerates die Vertretung der verschiedenen Parteien, Sprachregionen und Bevöl-
kerungsgruppen auch nicht im Vordergrund. Der Bundesrat ist nicht primär ein Repräsentationsor-
gan. Eine Regierungsreform müsste vielmehr das gute Funktionieren des Kollegialorgans im Fokus
haben.

ÜBERPRÜFUNG VON MOBILEN DATENTRÄGERN IM RAHMEN DES ASYL- UND
WEGWEISUNGSVERFAHRENS

In Umsetzung der parlamentarischen Initiative 17.423  n (Pa. Iv. Rutz Gregor. Mitwirkungspflicht

im Asylverfahren. Überprüfungsmöglichkeit bei Mobiltelefonen) hat der Nationalrat im vergangenen
Mai mit 123 zu 65 Stimmen eine Vorlage verabschiedet, wonach das Asylgesetz dahingehend ange-
passt werden soll, dass dem Staatssekretariat für Migration (SEM) weitergehende Kompetenzen zur
Überprüfung von mobilen Datenträgern bei der Identitätsabklärung eingeräumt werden. Auch die
SPK des Ständerates sieht in der Auswertung von mobilen Datenträgern wie Mobiltelefone oder Ta-
blets eine effiziente Methode, um Informationen über die Identität einer Person zu erhalten. Sie hat
deshalb der Vorlage mit 9 zu 3 Stimmen zugestimmt. Eine Minderheit lehnt die Vorlage als unverhält-
nismässigen Grundrechtseingriff ab.

RECHT AUF KANTONSWECHSEL UND REISEVERBOT FÜR VORLÄUFIG AUFGE-
NOMMENE: ZURÜCK ZUR VORLAGE DES BUNDESRATES

Nachdem der Ständerat am 17. März 2021 mit 25 zu 14 Stimmen auf die Vorlage zur Änderung des
Ausländer- und Integrationsgesetzes betreffend Kantonswechsel und Reiseverbot für vorläufig aufge-

nommene Personen ( 20.063 ) eingetreten ist, hat die Kommission nun die Detailberatung vorge-

nommen. Dies nachdem inzwischen auch der Nationalrat eingetreten ist und die Vorlage am 15. Juni
2021 mit 132 zu 50 Stimmen angenommen hat.

Auch in der SPK des Ständerates gab das Verbot von Reisen in Drittstaaten für vorläufig Aufgenom-
mene zu Diskussionen Anlass. Die vom Nationalrat vorgenommene Ergänzung des bundesrätlichen
Entwurfs, wonach insbesondere in Staaten des Schengen-Raumes das Recht auf Familienleben weni-
ger eingeschränkt werden soll, fand in der Kommission des Ständerates mit 8 zu 3 Stimmen bei 1
Enthaltung keine Mehrheit. Die Kommission ist der Meinung, dass Ausnahmen des Reiseverbotes
weiterhin auf Verordnungsstufe zu regeln sind. Der Gesetzgeber soll in diesem Bereich nicht zu enge
Vorgaben machen, sondern dem Bundesrat ein gewisses Ermessen überlassen. Im Weiteren ist die
Kommission der Ansicht, dass einer vorläufig aufgenommenen Person, die in einem anderen Kanton
eine Erwerbstätigkeit ausübt, der Kantonswechsel in diesen Kanton mit Blick auf die Arbeitslosenver-
sicherung nur bewilligt werden soll, wenn das Arbeitsverhältnis seit mindestens 12 Monaten besteht
und nicht schon nach 6 Monaten, wie dies der Nationalrat knapp beschlossen hat. Die Kommission
geht somit wieder zurück zur Vorlage des Bundesrates und hat dieser in der Gesamtabstimmung mit
9 zu 3 Stimmen zugestimmt. Eine Minderheit lehnt die Vorlage ab, da die Mehrheit die Ergänzung
des Nationalrates nicht übernommen hat.
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VERÖFFENTLICHUNG DER STAATSANGEHÖRIGKEITEN DER MITGLIEDER DER
BUNDESVERSAMMLUNG UND DES BUNDESRATES

In der Sommersession hat der Nationalrat einer Änderung der Parlamentsverwaltungsverordnung zu-
gestimmt, wonach alle bestehenden Staatsangehörigkeiten von Mitgliedern der Bundesversammlung
und des Bundesrates veröffentlicht werden sollen. Die SPK des Ständerates begrüsst diese erhöhte
Transparenz und hat dieser Änderung mit 9 zu 3 Stimmen zugestimmt. Eine Minderheit lehnt die Vor-
lage mangels Relevanz ab.

UNGLEICHBEHANDLUNG ZWISCHEN SCHWEIZER STAATSANGEHÖRIGEN UND
EU/EFTA-BÜRGERINNEN UND -BÜRGERN BEIM FAMILIENNACHZUG

Die Kommission hat vom deutlichen Beschluss des Nationalrates vom 8. Juni 2021 Kenntnis genom-

men, der parlamentarischen Initiative 19.464  von Nationalrat Angelo Barrile (S, ZH) («Beseiti-

gung und Verhinderung der Inländerinnen- und Inländerdiskriminierung beim Familiennachzug») Fol-
ge zu geben. Diese will beim Familiennachzug die Ungleichbehandlung zwischen Schweizerinnen und
Schweizern einerseits und EU/EFTA-Bürgerinnen und -Bürgern andererseits beseitigen. Die SPK des
Ständerates erteilt deshalb der SPK des Nationalrates die Zustimmung zur Ausarbeitung eines ent-
sprechenden Gesetzesentwurfs und gibt der Initiative ohne Gegenantrag Folge.

Die Kommission tagte am 24./25. Juni 2021 unter dem Vorsitz ihres Präsidenten Ständerat Andrea
Caroni (RL/AR) in Herisau.

SPK-S
Sekretariat der Staatspolitischen Kommissionen
CH-3003 Bern
www.parlament.ch
spk.cip@parl.admin.ch

Andrea Caroni
Kommissionspräsident
Tel. +41 79 688 96 50

Anne Benoit
Kommissionssekretärin
Tel.: +41 58 322 97 76

AUTOR 

AUSKÜNFTE 

Neue Chance für das obligatorische Referendum für völkerrechtliche ... https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-spk-s-2021-06-25.aspx

3 von 3 08.09.2023, 11:41

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190464
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190464
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190464
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?WebId=50bc30ce-8122-45d0-bfd7-9cea1cf4543c&TermSetId=e8111a19-058e-4d06-b62d-e1f61bdaee6b&TermId=a5fa121d-02cb-44b9-8e6c-88f2f7c421f9
https://www.parlament.ch/_layouts/15/FIXUPREDIRECT.ASPX?WebId=50bc30ce-8122-45d0-bfd7-9cea1cf4543c&TermSetId=e8111a19-058e-4d06-b62d-e1f61bdaee6b&TermId=a5fa121d-02cb-44b9-8e6c-88f2f7c421f9
mailto:spk.cip@parl.admin.ch
mailto:spk.cip@parl.admin.ch

